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Vorwort

Bei dem vorliegenden Pfl egeheim Rating Report 2011 handelt es sich um den 
dritten nach 2007 und 2009. Hauptziel ist die Verbesserung der Transparenz im 
deutschen Pfl egemarkt – mit Fokus auf der stationären Pfl ege. Daraus abgeleitet 
ergibt sich der Anspruch, den Entscheidungsträgern auf den verschiedenen Ebe-
nen (Pfl egeheimen und deren Geschäft spartnern, Politik, Krankenversicherungen, 
Banken und Investoren) empirisch abgesicherte Erkenntnisse über diesen Markt 
an die Hand zu geben.

Für die aktuelle Ausgabe hat sich die Datenlage im Vergleich zu 2009 deutlich 
verbessert, was zusätzliche Analysen ermöglichte. Die Zahl der untersuchten Jah-
resabschlüsse konnte auf 538 gesteigert werden – sie umfassen insgesamt 1 702 
Pfl egeheime. Auch konnten wieder die amtlichen Daten des Statistischen Bundes-
amts aller rund 11 000 Pfl egeheime und 12 000 ambulanter Dienste untersucht 
werden. Schließlich war es erstmals möglich, Pfl egenoten von etwa 5 000 Heimen 
mit diesen Daten zu verknüpfen, um daraus den Zusammenhang zwischen Quali-
tät und Preisniveau zu prüfen – wohl wissend, dass die Pfl egenoten noch weiter 
verbessert werden können.

Wir danken Corinna Hentschker, Carina Mostert, Adam Pilny und Joachim Schmidt 
für wertvolle Unterstützung, Kommentare und Anregungen bei der Erstellung der 
Studie. Den Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder danken wir für die Bereitstellung der amtlichen Daten, Karl-Heinz Her-
litschke für die engagierte Unterstützung bei Fragen zu den Daten und Julica 
Bracht, Daniela Schwindt, Benedict Zinke, Marlies Tepaß und Gabriele Pomorin 
für die organisatorische Hilfe. Die Verantwortung für den Inhalt und für eventuelle 
Fehler tragen selbstverständlich allein die Autoren. Wir freuen uns über Kritik und 
Anregungen zur stetigen Verbesserung des Reports.

Essen, Pulheim, Büttelborn, 4. Juli 2011

Dr. Boris Augurzky, Dr. Sebastian Krolop, Dr. Roman Mennicken, Hartmut Schmidt, 
Dr. Hendrik Schmitz, Prof. Dr. Stefan Terkatz
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Der Pfl egemarkt ist ein Wachstumsmarkt. Die vorliegenden Zahlen aus 2009 
bestätigen dies erneut: Insgesamt gab es 2,34 Mill. pfl egebedürft ige Menschen, 
davon wurden 749 000 stationär und 555 000 durch ambulante Dienste versorgt, 
der Rest erhielt Pfl egegeld. Das Marktvolumen der ambulanten und stationä-
ren Pfl egedienste betrug rund 30 Mrd. €. Gegenüber anderen Teilbereichen des 
Gesundheitsmarkts wächst der Pfl egemarkt am stärksten: 1997 betrug der Anteil 
der Pfl ege 8,6% des gesamten Gesundheitsmarkts, 2009 bereits 11%. Damit ran-
gierte die Pfl ege in ihrer Bedeutung an vierter Stelle hinter Krankenhäusern, Arzt-
praxen sowie Apotheken und Arzneimitteln.

Die wirtschaft liche Lage der Pfl egeheime ist relativ gut: Ihre durchschnittliche 
Ausfallwahrscheinlichkeit (Zahlungsunfähigkeit) betrug 2009 1,1%. Sie lag damit 
niedriger als bei Krankenhäusern und Rehakliniken. 14% der Pfl egeheime lagen 
im „roten Bereich“ (d.h. hier gibt es eine erhöhte Insolvenzgefahr), 69% im grü-
nen und 17% dazwischen im gelben Bereich. Pfl egeheimketten schnitten besser 
ab als Einzelheime, solche mit niedrigen Preisen besser als solche mit hohen. Die 
Lage der Heime war in den ostdeutschen Bundesländern am besten und in Schles-
wig-Holstein/Hamburg, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz/Saarland am 
schlechtesten. 90% wiesen 2009 aber mindestens einen ausgeglichenen Jahres-
überschuss aus, 10% schrieben rote Zahlen. Das durchschnittliche Heim erwirt-
schaft ete 2009 ein EBITDAR (Betriebsergebnis vor Zinsen, Steuern, Abschreibun-
gen, Amortisation und Mieten) von 14% des Umsatzes. Zwischen 2006 und 2009 
hat sich die Lage aber leicht verschlechtert.

Rückblickend lassen sich folgende spezifi schen Trends erkennen: (i) anhaltende 
Attraktivität des Markts, (ii) zunehmende Professionalisierung, (iii) Ambulanti-
sierung, (iv) Privatisierung, (v) wachsende Personalknappheit, (vi) zunehmende 
Qualitätstransparenz und (vii) Bürokratisierung.

Anhaltende Attraktivität des Markts. Die Zahl der Pfl egeheime erreichte 2009 einen 
neuen Höchstwert von 11 634 und die Zahl der Plätze 845 000. Seit 1999 waren 
jährlich rund 2,8% Markteintritte zu verzeichnen und dürft en fast 30 Mrd. € an 
Neu- und Bestandsinvestitionen getätigt worden sein. Zwischen 2003 und 2009 
nahm das Angebot an Plätzen sogar leicht stärker zu als die Nachfrage, sodass die 
durchschnittliche Auslastung der Heime von 89,8% auf 88,7% zurückging – aller-
dings mit großen regionalen Unterschieden. Auch wenn aus Sicht der Anbieter 
eine geringe Auslastung nachteilig ist, befördern Markteintritte den Wettbewerb. 
Das Preisniveau dieser neuen Heime liegt oft  unter dem Durchschnitt, ihre Aus-
stattung jedoch darüber. Neue Heime setzen vermehrt auf Ein-Bett-Zimmer.
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Zunehmende Professionalisierung. Der Anteil der Pfl egebedürft igen in der stati-
onären und ambulanten Pfl ege ist zwischen 1999 und 2009 von 49% auf 55% 
gestiegen. Damit lässt sich ein immer größerer Anteil von Fachkräft en versorgen. 
Zwar ist auch die Zahl der Pfl egegeldempfänger zwischen 2005 und 2009 gestie-
gen, ihr Anteil an allen Pfl egebedürft igen nahm jedoch ab.

Ambulantisierung. Die ambulante Pfl ege konnte überdurchschnittlich zulegen. Ihr 
Anteil belief sich 2009 auf 23,7%, während er 1999 erst bei 20,6% lag. Die über-
proportionale Erhöhung der Pfl egesätze der Pfl egeversicherung für Leistungen 
der ambulanten Dienste seit 2008 hat die ambulante Pfl ege wohl weiter gestärkt. 
Auch der Wunsch vieler älterer Menschen, möglichst lange im eigenen Haus oder 
der eigenen Wohnung zu leben, begünstigt die ambulante Pfl ege.

Privatisierung. Der Anteil der Pfl egebedürft igen, die in einer privaten Einrichtung 
versorgt werden, nahm weiter zu: in Pfl egeheimen auf 33,8% 2009 (25,4% 1999) 
und in ambulanten Diensten auf 47,0% (35,6%). Die Zahl der Plätze in privater 
Trägerschaft  stieg seit 1999 um 81% (freigemeinnützig: 20%). Insgesamt wurden 
seit 1999 schätzungsweise 15 Mrd. € privates Kapital investiert. Allerdings sank 
die Auslastung privater Heime seit 1999 von 87,3% auf nur 83,1% 2009. Allerdings 
arbeiten Heime in privater Trägerschaft  kostengünstiger: Inklusive des Investiti-
onskostenanteils lagen ihre Preise um 3% bis 5% unter denen der nicht-privaten. 
Hinsichtlich der Pfl ege- und Servicequalität schnitten private Heime mindestens 
ebenso gut ab wie nicht-private. Sie konnten also mit einem besseren Preis-Leis-
tungsverhältnis aufwarten.

Wachsende Personalknappheit. 2009 waren in der ambulanten und stationären 
Pfl ege 890 000 Personen beschäft igt, was 630 000 Vollkräft en entsprach, davon 
272  000 Pfl egefachkräft e. Zwischen 1999 und 2009 wurden fast 160 000 Arbeitsplätze 
geschaff en. Bedarf an weiteren Arbeitsplätzen besteht jedoch immer noch. Es zeigen 
sich erste Zeichen eines Mangels an Pfl egefachkräft en: Im März 2011 lag die Zahl der 
gemeldeten off enen Stellen bei Heimen mehr als doppelt so wie im März 2007.

Zunehmende Qualitätstransparenz. Erstmals konnten Pfl egenoten aus den so 
genannten Transparenzberichten von rund 5 000 Heimen im Detail ausgewertet 
werden. Auff ällig ist, dass die Gesamtnote sehr stark zwischen den Bundeslän-
dern variiert. Während es in Baden-Württemberg die besten Noten mit einem 
Durchschnitt von 1,2 gibt, schnitten die Heime in Bayern und Schleswig-Holstein 
mit Durchschnittsnoten von 2,1 am schlechtesten ab. Unklar ist, ob es sich dabei 
um absolute Qualitätsunterschiede oder um eine regional unterschiedliche Beno-
tungspraxis handelt. Rechnet man diese Bundeslandspezifi ka heraus, ist ein Ver-
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gleich zwischen Bundesländern nicht mehr ohne Weiteres möglich. Allerdings 
lässt sich dann innerhalb der Bundesländer ein statistisch signifi kanter positiver 
Zusammenhang zwischen dem Preisniveau eines Heimes und den Pfl egenoten 
nachweisen: Teure Heime (innerhalb eines Bundeslands) bieten eine bessere Qua-
lität. Schließlich wiesen wirtschaft liche starke Heime keine bessere oder schlech-
tere Pfl egenote auf als wirtschaft liche schwache. Folglich geht Qualität nicht zu 
Lasten der Wirtschaft lichkeit.

Bürokratisierung. Die Pfl ege ist ein stark regulierter Markt. In den vergangenen 
Jahren scheinen die Regulierungs- und Kontrolldichte sowie Berichtspfl ichten 
sogar noch zugenommen zu haben. So zieht eine wachsende Qualitätstransparenz 
automatisch höhere Berichtspfl ichten nach sich. In diesem Zusammenhang wur-
den die Kontrollen des Medizinischen Diensts der Krankenkassen (MDK) erhöht. 
Auch gibt es Doppelkontrollen, einerseits vom MDK und andererseits von der 
Heimaufsicht der Länder. Ferner hat die Etablierung von Heimgesetzen auf Lände-
rebene erstens zu weiteren und zweitens zu regional unterschiedlichen Vorschrif-
ten geführt. All dies verursacht Kosten und bindet personelle Ressourcen in den 
Heimen und bei den Kontrollorganen. Sollten die beobachteten Unterschiede in 
der Betreuungsrelation Pfl egefachkräft e zu Heimbewohnern zwischen den Bun-
desländern an regionalen Unterschieden bei den bürokratischen Anforderungen 
liegen, könnten durch entsprechenden Bürokratieabbau mehr als 10 000 dringend 
benötigte Pfl egefachkräft e anderweitig eingesetzt werden.

Ausblick

Hauptgrund für das Wachstum des Pfl egemarkts ist die rasche Alterung der 
Gesellschaft , die in den kommenden Jahrzehnten weiter anhalten wird. Unter 
der Annahme konstanter Pfl egequoten, d.h. Prävalenzraten, dürft e die Nach-
frage nach Pfl egeleistungen ungebrochen weiter zunehmen. Bis 2020 ist dann 
mit 2,9 Mill. Pfl egebedürft igen in Deutschland zu rechnen, bis 2030 mit 3,4 Mill., 
was gegenüber 2009 einen Anstieg um 24% bzw. 43% bedeutete. Abnehmende 
Pfl egequoten könnten den Anstieg zwar bremsen, aber wohl kaum aufh alten. Die 
Frage ist daher nicht, ob in Zukunft  mehr Pfl egebedürft ige versorgt werden müs-
sen, sondern wie sie versorgt werden können und wollen.

Die Pfl ege in stationären Einrichtungen wird weiterhin eine wichtige Rolle spielen. 
Unter der Annahme konstanter Pfl egequoten würde die Zahl der stationär Pfl ege-
bedürft igen von 749 000 im Jahr 2009 auf 966 000 bis 2020 und auf 1 162 000 bis 
2030 steigen. In einem Szenario sinkender Pfl egequoten, einer weiteren Professi-
onalisierung und Ambulantisierung würde die Zahl der stationär zu versorgenden 
Pfl egebedürft igen immer noch auf 913 000 bzw. 1 067 000 zulegen.
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Dieses Nachfragewachstum würde wohl zu einem zusätzlichen Bedarf von 
230 000 bis 440 000 stationären Pfl egeplätzen bis 2030 führen. Dafür erforderli-
che Neu- und Re-Investitionen beliefen sich auf 60 bis 80 Mrd. €. Darüber hinaus 
wäre mehr Personal erforderlich, um die Pfl egebedürft igen adäquat versorgen 
zu können. Bis 2030 rechnen wir mit insgesamt 170 000 bis 290 000 zusätzlichen 
Stellen (Vollkräft e) in der stationären und mit 73 000 bis 122 000 in der ambulan-
ten Pfl ege. Bei Pfl egefachkräft en erwarten wir bis 2030 einen zusätzlichen Bedarf 
zwischen 120 000 bis 175 000 in der stationären und ambulanten Pfl ege.

Um dem zu erwartenden Mangel an Pfl egefachkräft en zu begegnen, muss in ers-
ter Linie die Attraktivität des Pfl egeberufs erhöht werden. Ziel muss es sein, die 
Verweildauer im Pfl egeberuf zu verlängern, die Vollzeitquote auszuweiten und 
neue Auszubildende zu gewinnen. Dazu werden die Löhne für qualifi ziertes Per-
sonal gegenüber Hilfskräft en steigen müssen – was als Folge des Mangels an 
Fachkräft en über den Wettbewerb der Arbeitgeber um die Fachkräft e auf kurz 
oder lang ohnehin geschehen dürft e. Allerdings spielen auch weiche Faktoren 
eine wesentliche Rolle, z.B. weniger Bürokratie, eine gute Führungskultur, grö-
ßeres gesellschaft liches Ansehen des Berufs und bessere Karrieremöglichkeiten. 
In dem Fall gehen diese Maßnahmen aber mit steigenden Personalkosten einher. 
Um langfristig nicht die Insolvenzgefahr für Pfl egeanbieter zu erhöhen, werden 
deshalb in der Folge die Preise für Pfl egeleistungen und damit die Belastung der 
Pfl egebedürft igen steigen müssen. Es sind aber weitere Maßnahmen zur Aus-
weitung der Zahl der Pfl egefachkräft e nötig. Ein konsequenter Bürokratieabbau 
könnte dazu beitragen, mehr Arbeitszeit für Pfl ege freizusetzen. Außerdem muss 
die Zuwanderung qualifi zierter Pfl egefachkräft e aus Nicht-EU-Ländern deutlich 
erleichtert werden.

Um den Kapitalbedarf zur Bereitstellung des Pfl egeangebots in der Zukunft  decken 
zu können, ist auch privates Kapital nötig. Dieses wird jedoch nur bereitgestellt, 
wenn es risikogerecht verzinst wird. Bei einer nötigen Eigenkapitalverzinsung von 
8% sollte ein Pfl egeheim eine EBITDAR-Marge von mindestens 20% erzielen, um 
seine Kapitalkosten decken zu können. In diesem Fall wäre es investitions- und 
damit zukunft sfähig. Bei einer für freigemeinnützige (kommunale) Heime ange-
nommenen geringeren Eigenkapitalverzinsung von 3% (0%) sollte sie mindestens 
bei 17% (15%) liegen. In diesem Sinne waren 2009 nur 33% aller Heime voll inves-
titionsfähig und – bei etwas abgemilderten Annahmen zu den Kapitalkosten –rund 
16% schwach investitionsfähig. 51% waren nicht investitionsfähig. Bei privaten 
Heimen waren 45%, bei den nicht-privaten 55% nicht investitionsfähig.
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Wir schlagen vor, zur Verbesserung der Markteffi  zienz Wettbewerbsverzerrungen 
zu beseitigen, konkret die Vergabe von Investitionsfördermitteln an ausgewählte 
Pfl egeheime einzustellen. Darüber hinaus sollte man Pfl egesatzverhandlungen 
abschaff en. Durch die hohe Eigenbeteiligung der Pfl egebedürft igen an den Pfl e-
gekosten ist die Nachfrage nach Pfl egeleistungen preissensitiv. Es würde genü-
gen, wenn der Gesetzgeber Mindestnormen zur Pfl ege vorgibt und übermäßige 
Preiserhöhungen nach Abschluss eines Pfl egevertrags unterbindet – ähnlich wie 
im Mietmarkt. Weiter würde die Effi  zienz erhöht, wenn die länderspezifi schen 
Heimgesetze vereinheitlicht und verschlankt würden.

Allerdings ist die Finanzierung der Pfl ege langfristig nicht gesichert. Die fi nan-
zielle Lage der Sozialen Pfl egeversicherung (SPV) ist bedrohlich. Die gute kon-
junkturelle Lage dürft e sich zwar 2011 und 2012 noch positiv bemerkbar machen. 
Nichtsdestoweniger ist schon ab 2014 mit einem Defi zit der SPV zu rechnen, das 
sich wegen der stärkeren Ausgabensteigerungen in den Folgejahren stetig aus-
weiten dürft e. Die Kapitalreserven wären dann bis Ende des Jahrzehnts aufge-
braucht. Ohne Gegenmaßnahmen muss also der Beitragssatz zur SPV steigen. Zur 
Vermeidung eines zu stark steigenden Beitragssatzes ist daher sowohl die Einnah-
men- als auch die Ausgabenseite zu verbessern.

Zur Stärkung der Einnahmenseite wären z.B. Maßnahmen zur weiteren Steigerung 
der Erwerbsquote von älteren Menschen sowie von Frauen sinnvoll. Die Rente 
mit 67 war dazu ein richtiger Schritt. Die Immigration qualifi zierter Arbeitskräft e 
– und damit Beitragszahler – sollte fl ankierend hinzukommen. Darüber hinaus 
sollte eine kleine obligatorische, kapitalgedeckte, private Zusatz-Pfl egeversiche-
rung ergänzend zur SPV eingeführt werden – mit einem automatischen Einzugs-
verfahren, um die Verwaltungskosten gering zu halten. Da eine solche Zusatz-
versicherung die jüngere Generation stärker belasten würde als die ältere, sollte 
parallel dazu auch die Belastung der älteren Generation entsprechend angehoben 
werden.

Auf der Ausgabenseite ist darauf zu achten, dass der schon jetzt steile Wachs-
tumspfad der Ausgaben nicht weiter erhöht wird. Die Einführung eines neuen 
Pfl egebedürft igkeitsbegriff s, der die Belange dementer Menschen stärker berück-
sichtigt, ist zwar zu befürworten. Dadurch erwartete Zusatzausgaben von 3 bis 
4 Mrd. € jährlich sind jedoch durch Einsparungen auf anderer Seite auszugleichen. 
Dies könnte durch eine Anhebung der Hürde zur Zahlung von Leistungen der SPV 
und durch die Einführung einer Karenzzeit geschehen, während der zwar offi  ziell 
Pfl egebedürft igkeit besteht, aber noch keine Zahlungen der SPV erfolgen.


